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Kaufinteressenten investieren 
auf eigenes Risiko 

Kaufinteressenten, die bereits vor Ab-
schluss eines notariellen Kaufvertrags Aus-
gaben tätigen, um den Wert der Immobilie 
zu prüfen, tun dies auf eigenes Risiko. Sie 
bekommen die Kosten beim Scheitern der 
Kaufverhandlungen im Normalfall nicht 
vom Eigentümer ersetzt. Das geht aus ei-
nem Urteil des Oberlandesgerichts Düssel-
dorf (Aktenzeichen 24 U 21/19) hervor. In 
dem verhandelten Fall beauftragte der 
Eigentümer eines seit Jahren unbewohnten 
baufälligen Hauses einen Makler mit der 
Suche nach Kaufinteressenten. Dieser ver-
handelte mit einem Bauunternehmen, das 
vor Abgabe eines Kaufangebots die Bebau-
barkeit des Grundstücks mit einem Neubau 
nach Abriss des vorhandenen Gebäudes 
prüfen wollte. Das Bauunternehmen be-
auftragte hiermit einen Architekten, der 
nach der Planung eines Fünffamilienhau-
ses einen Bauvorbescheid herbeiführte. 
Anschließend bot das Bauunternehmen 
dem Eigentümer einen Kaufpreis an, den 
dieser ablehnte. Daraufhin verklagte ihn 
das Bauunternehmen, die entstandenen 
Planungskosten von rund 40 000 Euro zu 
ersetzen. Die Klage wurde in zweiter Ins-
tanz abgewiesen. 

Laut dem Urteil ist es im Normalfall das ei-
gene Risiko von Kaufinteressenten, wenn 
sie bereits vor Abschluss des notariellen 
Kaufvertrags Kosten investieren, um den 
Wert und die Nutzungsmöglichkeiten der 
Immobilie zu ermitteln. Sie müssen damit 
rechnen, dass der Eigentümer die Verkaufs-
absicht aufgibt oder an einen anderen In-
teressenten verkauft. Eine Haftung des Ei-
gentümers für die aufgewendeten Kosten 
komme nur ausnahmsweise in Betracht. 
Dies sei etwa der Fall, wenn der Eigentümer 
zusagt, er werde sein Haus an den Interes-
senten mit Sicherheit zu einem bestimm-
ten Preis verkaufen, dann aber ohne trifti-
gen Grund vom Verkauf Abstand nimmt. 
� (Wüstenrot Immobilien GmbH)

Grundsteuer: ZIA unterstützt 
Hamburger Weg 

In Sachen Grundsteuer hat Ende August 
nun auch Hamburg ein eigenes Modell für 
die Erhebung vorgelegt. Geplant ist die 
Einführung eines Flächen-Lagen-Modells. 
Der ZIA unterstützt die Hansestadt darin, 

von der Länderöffnungsklausel Gebrauch 
zu machen und damit nicht auf das kom-
plexe und wertorientierte Bundesmodell zu 
setzen. „Hamburg geht hier den richtigen 
und vernünftigen Weg“, sagt Sabine Bart-
hauer, Sprecherin der ZIA-Region Nord. 
„Das Flächen-Lage-Modell ist ein einfaches 
und unbürokratisches Modell, der Verwal-
tungsaufwand ist geringer und die Berech-
nung ist wesentlich transparenter als beim 
Bundesmodell.“ 

Auch aus verfassungsrechtlicher Sicht sei 
das Vorgehen Hamburgs unterstützens-
wert. So komme Professor Gregor Kirchhof 
in seiner Bewertung sämtlicher Grund
steuermodelle zu dem Schluss, dass das 
Bundesmodell verfassungswidrig sei und 
ein Flächen-Lagen-Modell die verfassungs-
rechtlichen Maßstäbe wahre. Mit Blick auf 
den Verwaltungsaufwand gelinge mit dem 
Flächen-Lage-Modell zudem eine gute Lö-
sung für Wohn- aber auch für Wirtschafts
immobilien. „Zum Zeitpunkt der erstmali-
gen Erhebung werden viele Unternehmen 
möglicherweise noch mit den Folgen der 
Corona-Krise zu kämpfen haben. Daher 
wird bei der genauen Ausgestaltung darauf 
zu achten sein, dass Unternehmen nicht 
noch weiter belastet werden“, so Barthau-
er. „Zudem ist das politische Versprechen 
der Aufkommensneutralität einzuhalten.“
� (ZIA)

Mietenstopp-Volksbegehren 
in Bayern ist unzulässig

Das bayerische Verfassungsgericht hat das 
Volksbegehren „Sechs Jahre Mietenstopp“ 
für unzulässig erklärt. Damit folgte das 
Gericht der Auffassung des bayerischen 
Innenministeriums, wonach Vertragsrecht, 
also auch Mietverträge, im Bürgerlichen 
Gesetzbuch geregelt sei und es sich somit 
um Bundesrecht handele. „Wir sind nicht 
überrascht über diese Entscheidung, auch 
wenn wir sie mit Spannung erwartet ha-
ben“, kommentierte Axel Gedaschko, Präsi-
dent des Spitzenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft GdW.  

Die Wohnungswirtschaft hatte bereits in 
der Vergangenheit immer wieder auf die 
Zuständigkeit der Bundesgesetzgebung 
hingewiesen. „Wir würden uns freuen, 
wenn dieses Urteil der Rückkehr zur sach
lichen Diskussion über den angespannten 
Wohnungsmarkt in einigen Ballungsgebie-
ten in Deutschland beiträgt“, so Gedaschko 

weiter. Eine wirkliche Entspannung des 
Miet- und Wohnungsmarktes werde es nur 
durch mehr Neubau und die Stärkung des 
sozialen Wohnungsbaus geben, sagt der 
Präsident. Ein Bündnis aus Parteien, Ge-
werkschaften, Mieterbund und Mieterver-
ein hatte das Volksbegehren in Bayern im 
vergangenen Winter initiiert und dabei 
52 000 Unterschriften gesammelt. 
� (GdW)

GEG tritt im November 2020 
in Kraft

Am 13. August hat das Bundesgesetzblatt 
das Gesetz zur Vereinheitlichung des 
Energieeinsparrechts für Gebäude (Ge
bäudeenergiegesetz, GEG) verkündet. Nach 
jahrelangen Diskussionen tritt es nun zum 
1.  November 2020 in Kraft. Das Gesetz 
führt Energieeinsparverordnung (EnEV), 
Energieeinspargesetz (EnEG) und Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 
zu einem einheitlichen, aufeinander abge-
stimmten Regelwerk zusammen. Parallel 
dazu wurden auch die Abstandsregelung 
für Windanlagen im Baugesetzbuch und die 
Aufhebung des Photovoltaik-Deckels im 
EEG beschlossen. 

Ziel des Gebäudeenergiegesetzes ist, den 
Primärenergiebedarf von Gebäuden gering 
zu halten. Dazu werden einheitliche ener-
getische Anforderungen an die Anlage-
technik und den baulichen Wärmeschutz 
von Neubauten und Bestandsgebäuden de-
finiert. Der verbleibende Energiebedarf zur 
Wärme- und Kälteversorgung soll zuneh-
mend durch erneuerbare Energien gedeckt 
werden. Das Gesetz beinhaltet indes keine 
höheren energetischen Anforderungen an 
Neubauten und Bestandsgebäude. Letztere 
sollen 2023 erneut unter die Lupe genom-
men werden. Neu ist eine sogenannte In-
novationsklausel: Danach muss nicht jedes 
einzelne Gebäude die Anforderungen erfül-
len. Vielmehr wird ein Quartier als Gesamt-
heit betrachtet. Darüber hinaus setzt das 
GEG das im Klimapaket vorgesehene Ein-
bauverbot von Ölheizungen ab dem Jahr 
2026 um. Gas- und Ölheizungen, die 1991 
oder später eingebaut wurden, dürfen 
höchstens 30 Jahre lang betrieben werden. 
Ausnahmen gelten, wenn ein Haus weder 
mit Gas noch mit Fernwärme versorgt wer-
den kann und die Heizung auch nicht aus 
erneuerbaren Energien betrieben werden 
kann. 
� (VDIV Deutschland)
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